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«Wir haben eine grosse inhaltliche
Übereinstimmung und pflegen den
gleichen politischen Stil», nannte
Präsident Christian Scheuermeyer an
der FDP-Delegiertenversammlung
vom Mittwoch sachliche Gründe für
eine Listenverbindung mit der BDP.
Gleichzeitig wolle die BDP nicht, dass
ihre Stimmen bei den Nationalrats-
wahlen im Oktober 2011 verpuffen.
Sie wolle, dass ihre Stimmen der po-
litischen Mitte zugutekommen. Kei-
nen Hehl machte Scheuermeyer da-
her um die durchaus berechnenden
Argumente für seine Partei: «Gehen
wir die Listenverbindung nicht ein,
mache es die CVP.» Und an diese hat
die FDP 2007 wegen 0,8 Wählerpro-
zenten ihren zweiten Sitz in der gros-
sen Kammer verloren. Mit den 1 bis 3
Wählerprozenten, welche die BDP
hole, könne man diesen zweiten Sitz
zurückerobern.

Kritik am Vorgehen des Vorstandes
Als «Nullsummenspiel» kritisierte

hingegen Hans-Peter Kuratle (Härkin-
gen) eine Listenverbindung mit der
BDP scharf. Sauer ist er auch darüber,
dass der Parteivorstand seine Absicht
einfach via Medien (exklusiv in der az
Solothurner Zeitung) ankündigt, oh-
ne dass die Basis je davon gehört ha-
be. Scheuermeyer entgegnete, dass
die Basis keineswegs übergangen wer-
de. Die Listenverbindung mache nur
Sinn, wenn eine klare Mehrheit da-
hinterstehe. Finanzdirektor Christian
Wanner, der bekanntlich BDP-Bun-
desrätin Eveline Widmer-Schlumpf in

die FDP aufnehmen möchte, legte
sich klar für den Pakt ins Zeug: «Das
ist der letzte Moment, Erfolg zu ha-
ben, sonst wird die Partei in den
nächsten Jahren grosse Probleme ha-
ben.» Die FDP könne es sich leider
nicht mehr leisten, allen anderen zu

sagen, «blast uns in die Schuhe». Max
Flückiger (Solothurn) hielt nüchtern
fest: «Wahlen sind Mathematik, die
bei Proporzwahlen umso wichtiger
ist.» Er appellierte an die 126 Dele-
gierten, die Emotionen zurückzustel-
len und die Vernunft ins Zentrum zu
rücken. Und Kantonsrat Markus Grüt-
ter (Biberist) hielt fest, dass es sich die
Partei kaum leisten könne, auf die
Listenverbindung zu verzichten. «Es
geht um die Kunst des Machbaren.»

Mit 116:5 Stimmen segneten die
Delegierten die Listenverbindung
mit der BDP für die Nationalratswah-
len ab. Damit gehen die Solothurner
Freisinnigen erstmals eine Listenver-
bindung ein. Und nachdem gestern
Abend die BDP-Basis dieser ebenfalls
zugestimmt hat (siehe Artikel rechts)
ist die landesweit erste Listenverbin-
dung von FDP und BDP perfekt.

Mit zwei Listen ins Rennen
Die Delegierten haben zudem ein-

stimmig beschlossen, mit zwei Listen
zu den Nationalratswahlen anzutre-
ten. 2007 trat die Partei mit nur einer
Liste an. Wie Nationalrat Kurt Fluri
(Solothurn) von der Arbeitsgruppe
Wahlen erklärte, soll ein breites
Wählerspektrum angesprochen wer-
den. Den Amteiparteien und betrof-
fenen Ortsparteien sei eine Liste mit
41 möglichen Kandidatinnen und
Kandidaten zugestellt worden. Dies
mit der Aufforderung, abzuklären,
ob diese Kandidaten kandidieren
wollen. Fluri betonte, dass das Feld
offen sei. Namen waren an der Ver-
sammlung keine in Erfahrung zu
bringen. Bis Ende Januar müssen die
Nominationen gemeldet sein. Ende
März findet dann die Nominations-
versammlung der Kantonalpartei
statt. Über das Prozedere bei den
Ständeratswahlen informierte Kan-
tonsrat Remo Ankli (Beinwil) von der
Arbeitsgruppe Wahlen. Fürs Stöckli
haben bis jetzt Kurt Fluri und Ex-Re-
gierungsrätin Ruth Gisi (Hochwald)
ihr Interesse angemeldet. Auch hier
sei aber das Feld offen. Bis Ende Jahr
müssen die Kandidatinnen und Kan-
didaten nominiert sein. An der Nomi-
nationsversammlung vom 11. Januar
soll dann eine Person ins Rennen
geschickt werden.

Mit berechnender Vernunft ins Wahljahr
FDP Delegiertenversammlung segnet Listenverbindung mit der BDP für Nationalratswahlen ab

VON MARCO ZWAHLEN

Stimmen werden am
Schluss gezählt, 
nicht gewogen.
Christian Wanner,
Regierungsrat

Die Parteipräsidenten Ernest Cavin (BDP) und Christian Scheuermeyer
(FDP) haben die Listenverbindung bei den Parteiversammlungen
durchgebracht. OLIVER MENGE

Die FDP Kanton Solo-
thurn hat die Parolen zu
den eidgenössischen Vor-
lagen vom 28. November
gefasst. Von 126 Dele-
gierten sprach sich die
klare Mehrheit für den

von der FDP lancierten

Gegenvorschlag zur

Ausschaffungsinitiative

aus. 20 Delegierte befür-
worten die SVP-Initiative.
Für diese kämpfte als
Gastreferent Patrick Freu-
diger (SVP, Langenthal).
Für ihn ist der Gegenvor-
schlag zahnlos. Ständerat
Rolf Büttiker (Wolfwil) be-
zeichnete in seinem Pro-
Gegenvorschlag-Referat
die Initiative als «schno-

drig» abgefasst. Der Ka-
talog der Straftatbestän-
de sei willkürlich und lü-
ckenhaft. Mit der Initiati-
ve könnte etwa der Raser
von Schönenwerd nicht
ausgeschafft werden, mit
dem Gegenvorschlag hin-
gegen schon. «Wir haben
zwar nicht die Millionen
vom Zürcher Herrliberg,
aber die besseren Argu-
mente», so Büttiker. Er
musste jedoch feststel-
len, dass nicht einmal die
eigenen Parteileute die
Argumente kennen. Zu-
mindest ein Delegierter,
der für die SVP-Initiative
votierte, gab zu, den Ge-
genvorschlag nicht gele-

sen zu haben. Rot wurde
er dabei aber nicht.
Eine einstimmige Nein-

Parole resultierte zur

Steuergerechtigkeits-In-

itiative der SP. Mit die-
ser soll laut Gastreferen-
tin Susanne Schaffner
(SP, Olten) dem für den
Mittelstand schädlichen
und unsäglichen Steuer-
dumping für Superreiche
unter den Kantonen ein
Riegel geschoben wer-
den. Nationalrat Kurt Fluri
(Solothurn) sieht in der
Initiative urtypische linke
Anliegen, die da seien: ei-
ne Reichensteuer und
Zentralisation statt Föde-
ralismus. (MZ)

■ PAROLEN: NEIN ZUR SVP- UND SP-INITIATIVE

VON STEFAN FRECH

Parteiversammlung Die BDP Kanton
Solothurn hat gestern Abend ein-
stimmig der Listenverbindung mit
der FDP.Die Liberalen bei den Natio-
nalratswahlen 2011 zugestimmt. Der
Vorstand machte die Kooperation
den Parteimitgliedern mit dem Argu-
ment schmackhaft, dass die BDP-
Stimmen zu einer Stärkung der bür-
gerlichen Mitte beitragen müssten.
«Für einen eigenen Sitz reicht es
kaum. Unsere Stimmen dürfen also
nicht verpuffen», erklärte der Vize-
Präsident der BDP und ehemalige
FDP-Politiker Markus Dietschi. Trotz-
dem gab es auch wenige skeptische
Stimmen: Ein Mitglied hielt eine Lis-
tenverbindung für verfrüht. «Die So-
lothurner BDP sollte zuerst ihr eige-
nes Profil schärfen – und zwar rechts
der Mitte.» Für ein anderes BDP-Mit-
glied wäre auch ein Zusammengehen
mit der CVP denkbar gewesen. «Dann
hätten wir aber auch mit der EVP
und glp zusammenarbeiten müssen»,
konterte Parteipräsident Ernest
Cavin. «Es wäre schwieriger gewor-
den, unsere Interessen zu vertreten.»
Schliesslich folgten die 13 in Solo-
thurn anwesenden Parteimitglieder
(zur Hälfte jüngere Männer, eine
Frau) einstimmig dem Vorstand und
sprachen sich für eine Listenverbin-
dung mit der FDP aus. Zudem nomi-
nierte die BDP sogleich die ersten
vier Kandidaten für die Nationalrats-
wahlen: Pirmin Berger (Etziken), Er-
nest Cavin (Gossliwil), Markus Diet-
schi (Selzach) und Ruth Neuen-
schwander (Gossliwil).

Parolen für die Abstimmungen
Während die BDP-Mitglieder die

SP-Steuergerechtigkeits-Initiative mit
11:0 (bei 1 Enthaltung) klar und dis-
kussionslos ablehnten, machten sie
sich die Entscheidfindung in Sachen
Ausschaffungsinitiative weit schwe-
rer. In einer regen Diskussion wur-
den die Vor- und Nachteile von Initia-
tive und Gegenvorschlag abgewogen.
Während eine Minderheit ein hartes
Durchgreifen forderte, warnte die
Mehrheit davor, die Richter zu bevor-
munden und die EU vor den Kopf zu
stossen. Die SVP-Initiative wurde mit
9:0 Stimmen abgelehnt (4 Enthaltun-
gen), der Gegenvorschlag mit 12:0
(1 Enthaltung) angenommen.

BDP sagt Ja zur
Listenverbindung

«Da wird der Mittelstand im Pflege-
fall ausgeblutet», stellen Ruedi Fas-
nacht und Horst Hochrein, Präsident
und Aktuar der Grauen Panther Ol-
ten, fest. Was sie ärgert, ist die vom
Regierungsrat geplante Umsetzung
der neuen Pflegekostenfinanzierung
im Kanton Solothurn. Die Regierung
will den «Selbstzahlern» die vom
Bund auf maximal 20 Prozent ange-
setzte Patientenbeteiligung am
höchsten Pflegebeitrag der Kranken-
kassen auferlegen (wir berichteten).
Damit müssten Solothurner Patien-
ten in Pflegeheimen und Spitex deut-
lich höhere Anteile selbst überneh-
men als diejenigen in den Nachbar-
kantonen. Dabei gehe es um grosse
Beträge: bis zu 5825 Franken pro Jahr
in der Spitexpflege und 7884 Fran-
ken pro Jahr im Pflegeheim. Diese
Zahlen seien allerdings noch nicht
erhärtet, betonen Fasnacht und
Hochrein. Insgesamt würden den
Solothurner Pflegebedürftigen etwa
12 Mio. Franken mehr aufgebürdet,

als sie in andern Kantonen zahlen
müssten.

Was passiert im Kantonsrat?
Das Thema ist im Kantonsrat be-

reits hängig: Am nächsten Dienstag
ist die Antwort des Regierungsrates
auf einen Auftrag der FDP traktan-
diert, der im August dringlich erklärt
worden war. Der Regierungsrat woll-
te diesen zunächst ganz ablehnen
und lenkt jetzt teilweise ein (siehe
Dienstagausgabe).

Je nachdem, was der Kantonsrat
beschliesst – und was der Regierungs-
rat in der Folge unternimmt – wollen
die Grauen Panther mit einem Volks-
auftrag nachstossen. «Wir wollen
schwarz auf weiss sehen, dass eine
Angleichung an die anderen Kantone
stattfindet», erklärt Ruedi Fasnacht,
pensionierter Berufsschullehrer und
ehemaliger SP-Kantonsrat (1977–89).
«Wir stehen mit dem Gewehr bei
Fuss, gesichert – aber geladen!», er-
gänzt er kampflustig.

Minimalziel: 1000 Unterschriften
Die Kompetenz zur Lancierung

des Volksauftrags hat sich der Vor-
stand der Grauen Panther Olten diese
Woche von seiner Generalversamm-
lung geben lassen. Die Grauen Pan-
ther Solothurn haben ihre Unterstüt-
zung zugesichert. Als Entwurf liegt
der Volksauftrag vor: Er verlangt eine
Vereinheitlichung der Abgrenzung
von Hotellerie, Betreuung und Pflege

mit den umliegenden Kantonen, um
eine Harmonisierung der Kosten für
die Patienten zu erreichen. Und: Die
öffentliche Hand soll die Patienten-
beteiligung am höchsten Pflegebei-
trag der Krankenkassen ganz über-
nehmen. Ob dies der Kanton oder die
Gemeinden zahlen müssten, lassen
die Grauen Panther offen …

Für einen Volksauftrag braucht
es im Kanton Solothurn 100 Unter-
schriften von Stimmberechtigten.
Die Grauen Panther wollen aber
mindestens 1000 zusammenbrin-
gen. «Das Netzwerk zum Unter-
schriftensammeln steht bereit!»,
schmunzeln Ruedi Fasnacht und
Horst Hochrein.

Graue Panther drohen mit Volksauftrag
Pflegekosten Die öffentliche
Hand soll die Restkosten der
Pflege in Spitex und Pflegeheim
übernehmen: Das verlangen die
Grauen Panther Olten und Solo-
thurn – wenn nötig mit einem
Volksauftrag.

VON CHRISTIAN VON ARX

«Wir stehen mit dem
Gewehr bei Fuss, gesi-
chert – aber geladen!»
Ruedi Fasnacht, Präsident
Graue Panther Olten

Präsident Ruedi Fasnacht (links) und Aktuar Horst Hochrein drohen in
Sachen Pflegekosten mit einem Volksauftrag der Grauen Panther. BKO

Schuldenberatung Der Regierungs-
rat hat eine neue, auf den ganzen
Kanton ausgedehnte Leistungsverein-
barung mit dem Verein Schuldenbe-
ratung Aargau/Solothurn abgeschlos-
sen. Das bisherige Leistungsvolumen
wird auf den ganzen Kanton ausge-
dehnt und erhöht. Neu soll im obe-
ren Kantonsteil (Region oberer Leber-
berg) ein Beratungsstützpunkt ge-
schaffen werden. Im Schwarzbuben-
land arbeitet der Verein für Schul-
denberatung Aargau/Solothurn wie
bis anhin mit Subvertragspartnern
zusammen (im Dorneck mit der
Fachstelle für Schuldenfragen Basel-
land und im Thierstein mit der Fach-
stelle Plusminus in Basel). Die neue
Vereinbarung wurde nötig, weil die
beiden bisherigen Leistungserbrin-
ger, der solothurnische Verein für
Schuldensanierung und die Fachstel-
le für Schuldenfragen Aargau, per
1. Januar 2011 zum Verein Schulden-
beratung Aargau/Solothurn fusionie-
ren.

Die jährlichen Kosten des Auftra-
ges an den neuen Verein belaufen
sich auf 125 000 Franken. Daran be-
teiligt sich der bisherige solothurni-
sche Verein für Schuldensanierung
ab 2011 mit 25 000 Franken. Der Kan-
ton übernimmt den Restbetrag. Er
wird je zur Hälfte über den Lotterie-
Fonds und den kantonalen Fonds für
die Prävention und Bekämpfung der
Spielsucht finanziert. (SKS) 

Den Pleitegeier
verscheuchen


